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(Nr. 14098.) Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Geheime Staatspolizei vom 
30. November 1933 (Geſetzſamml. S. 413). Vom 8. März 1934. 


§ 1. 
() Die Aufgaben der Geheimen Staatspolizei werden wahrgenommen: 
a) von dem Geheimen Staatspolizeiamt in Berlin (§ 1 des Geſetzes vom 26. April 1933 
— Geſetzſamml. S. 122 —) für das geſamte Staatsgebiet; 

b) von den Staatspolizeiſtellen für die Landespolizeibezirke. 

(2) Der Inſpekteur führt die Oberaufſicht über die Staatspolizeiſtellen im Auftrag und 
nach den Weiſungen des Miniſterpräſidenten (Chef der Geheimen Staatspolizei). 

(8) Soweit vom Minifterpräfidenten nicht etwas anderes beſtimmt wird, ſind die Staats⸗ 
polizeiſtellen den Regierungspräſidenten, in Berlin dem Polizeipräſidenten unterſtellt, mit denen 
ſie in unmittelbarer Geſchäftsverbindung ſtehen. Die Leitung der Staatspolizeiſtellen wird von 
Beamten geführt, die der Miniſterpräſident beſtimmt. f 

(% An Orten, die nicht Sitz einer Staatspolizeiſtelle ſind, können auf Vorſchlag des In⸗ 
ſpekteurs Außendienſtſtellen der Staatspolizeiſtelle errichtet werden. 

(6) Die Staatspolizeiſtellen find zuſtändig a . 

a) für Angelegenheiten, die in ihren Auswirkungen auf den Landespolizeibezirk begrenzt 

ſind, ’ 

b) für die ihnen vom Inſpekteur der Geheimen Staatspolizei übertragenen Aufgaben ohne 

Rückſicht auf die Grenzen der Landespolizeibezirke. 

(6) Die orts⸗ bzw. kreispolizeilichen Angelegenheiten auf dem Gebiete der Geheimen Staats⸗ 
polizei werden am Sitze der Staatspolizeiſtelle von dieſer, an Orten mit Außendienſtſtellen der 
Staatspolizeiſtelle von dieſen, im übrigen von den Orts⸗ und Kreispolizeibehörden als Hilfs⸗ 
organen der Geheimen Staatspolizei, wahrgenommen. 


82. 


Die Einnahmen und Ausgaben der Geheimen Staatspolizei werden im Haushalt des 
Miniſters des Innern geſondert veranſchlagt. Die Haushaltsvorbereitungen und die Verfügung 
über dieſe Mittel ſtehen dem Minifterpräfidenten zu. 


g § 3. 
() Die Beamten der Geheimen Staatspolizei ſind Beamte der allgemeinen oder inneren 
Verwaltung. Sie werden der Geheimen Staatspolizei auf Anforderung des Miniſterpräſidenten 
Geſetzſammlung 1994. (Nr. 14 098.) 5 : 13 
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von dem Miniſter des Innern zur Verfügung geſtellt. Die Ernennung der höheren Verwaltungs⸗ 
beamten der Geheimen Staatspolizei und der oberen Kriminalbeamten vom Kriminalkommiſſar 
an aufwärts erfolgt durch den Miniſterpräfidenten, die der übrigen Beamten durch den Inſpekteur. 


(2) Über die Beamten der Geheimen Staatspolizei ſteht dem Inſpekteur die Dienſtſtraf⸗ 


gewalt nach Maßgabe des § 16, § 17 Abſ. 1 Ziffer 2 der Beamtendienſtſtrafordnung vom 
27. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 59) zu. 


8 4. 

(1) 8 2 der Zweiten Ausführungsverordnung des Miniſters des Innern vom 26. April 1933 
(Geſetzſamml. S. 126) zur Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze des deutſchen Volkes 
vom 4. Februar 1933 wird aufgehoben. 

(2) 8 1 der Verordnung des Miniſters des Innern vom 26. April 1983 (Geſetzſamml. S. 127) 
erhält folgende Faſſung: 

Sal 

Für das Verbot periodiſcher Druckſchriften, für die Anordnung von Beſchränkungen 
des Eigentums, der perſönlichen Freiheit und des Vereins⸗ und Verſammlungsrechts 
ſowie von Eingriffen in das Brief, Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgeheimnis nach 
Maßgabe des § 1 der Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze von Volk und 
Staat vom 28. Februar 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 83) iſt neben dem Polizeipräſidenten 
in Berlin als Landes- und Kreispolizeibehörde (88 1 und 2 der Verordnung vom 
2. März 1933 — Geſetzſamml. S. 33 —) auch das Geheime Staatspolizeiamt in Berlin 
zuſtändig. 

S 5. 

§ 2 der Verordnung des Miniſters des Innern vom 2. März 1933 (Geſetzſamml. S. 33), 
betreffend die Ergänzung der Verordnung vom 1. Oktober 1931 (Geſetzſamml. S. 213) zur 
Regelung der Zuſtändigkeit der Landes⸗ und Kreispolizeibehörden, wird dahin abgeändert, daß 
für die Anordnung von Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit und des Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsrechts ſowie von Eingriffen in das Brief, Poſt⸗ und Telegraphengeheimnis auch die 
Behörden der Geheimen Staatspolizei (8 1 Abf. 1) jeweils für ihren Amtsbereich, von Eingriffen 
in das Fernſprechgeheimnis nur dieſe zuſtändig ſind. 


§ 6. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverorbnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


1. Aus Gründen der Einheitlichkeit ſind durch die in dem nachfolgenden Verzeichnis aufgeführten 
zehn Verordnungen der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zehn frühere Verordnungen der genannten Miniſter über die Erklärung von 
Naturſchutzgebieten aufgehoben worden; an ihre Stelle ſind entſprechende Schutz⸗Verordnungen der 
betreffenden Regierungspräſidenten getreten. 
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2. In Nr. 11 des MED, 1934 iſt die Verordnung vom 5. März 1934 zum Gefe über die 
Erweiterung der Befugniſſe der Oberpräſidenten vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 477) ver. 
öffentlicht worden. | 


Berlin, den 5. März 1934. 


Preußiſches Miniſterium des Innern. 


3. Die Verordnung zur Regelung der Amtsbezeichnung der Beamten der Preußiſchen Landes⸗ 
forſtverwaltung vom 30. Januar 1934 zu § 5 des Geſetzes über die Landesforſtverwaltung vom 
1. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 417) iſt in dem Miniſterialblatte des Preuß. Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums und der Landesforſtverwaltung Nr. 5 vom 3. Februar 1934 erſchienen und am 4. d. M. 
in Kraft getreten. 


Berlin, den 6. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Landesforſtverwaltung. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Polizeiverordnungen 
Preußiſcher Minifter 
(8 35 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 — Geſetzſamml. S. 77 —). 


Im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münſter (1933 S. 127) iſt eine Polizeiverordnung des 
Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten vom 24. Juli 1933 über das Naturſchutzgebiet Kletterpoth im Kreiſe Recklinghauſen ver⸗ 
kündet und am 2. September 1933 in Kraft getreten. Durch dieſe Polizeiverordnung iſt die Polizei⸗ 
verordnung der genannten Miniſter vom 8. Oktober 1926 über das Naturſchutzgebiet Kletterpoth (RA Bl. 
1926 S. 259/60) aufgehoben worden. 


Berlin, den 9. Februar 1934. 
Preußiſches Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 
Jahrgang 1933 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1932 ſind noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden 
Preis 1,35 NM zuzüglich der Verſandſpeſen. f 
Von den Jahrgängen 19201933 Hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebunden 
Stücke vorrätig. 


Von den Hauptſachverzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 iind noch Beſtände vorhanden 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2,— He verkauft werden. 
Bezug durch den Buchhandel oder unmittelbar vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. v. Decker's Verlag, G. Schend 
Liniitrabe 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 
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Verlags⸗Aktiengeſellſchaft Berlin, 
Verlag: R. v. Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin WI, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,— RM vierteljährlich); 
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Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10 bis 40 v. H. Preisermäßigung. 


